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Nach zwei Jahrzehnten defensiver
Erkenntnisverweigerung unter
dem Motto „Die Bundesrepublik

ist kein Einwanderungsland“ gibt es seit
der Jahrhundertwende einen späten
Kurswechsel bei der Steuerung der Zu-
wanderung und der Förderung der Inte-
gration. Das galt zuerst für die Reform
des Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr
2000, dann für das Zuwanderungsgesetz
im Jahr 2005 sowie 2006/07 für Integrati-
onsgipfel und Islamkonferenz.

Bei der Einwanderung wurden die
Schritte nach vorn durch angstvolle
Selbstlähmungen erschwert – indem das
Punktesystem nach einer ebenso polemi-
schen wie sachfremden politischen De-
batte aus dem Zuwanderungsgesetz ge-
strichen und auch die Orientierung an
Engpässen auf dem Arbeitsmarkt wieder
verworfen wurde. Das Punktesystem zur
Auswahl von Einwanderern mit Hilfe va-
riabler Kriterien (berufliche Qualifikati-
on, Sprachkenntnisse, Alter) war nach
Maßgabe des erfolgreichen kanadischen
Vorbilds im Anschluss an die Vorschläge
der Kommission unter Vorsitz der frühe-
ren Bundestagspräsidentin Rita Süss-
muth in stark reduzierter Form in den
Entwurf des Zuwanderungsgesetzes
übernommen worden. Gestrichen wurde
es im Sommer 2004 von der stillen Gro-
ßen Koalition – wie auch der neue, unab-
hängige Sachverständigenrat für Zuwan-
derung und Integration (Zuwanderungs-
rat) gleich mit abgeschafft wurde.

Der Zuwanderungsrat selbst hatte im
Herbst 2004 eine Steuerung der Zuwan-
derung mit Hilfe einer „Engpassdiagno-
se“ am Arbeitsmarkt vorgeschlagen – als
kleine, flexible und stärker arbeitsmarkt-
orientierte Ersatzlösung für das der diffu-
sen Angst vor Zuwanderung zum Opfer
gefallene, große und nur bedingt arbeits-
marktorientierte Punktesystem. Das wur-
de von den innenpolitischen Streitern
der Parteien nur wieder aufs Neue mit
eingeübten populistischen Abwehrrefle-
xen als „Programm zur migratorischen
Flutung Deutschlands“ denunziert.

Die Zuwanderungs- und Integrations-
politik in Deutschland steht infolgedes-
sen heute ohne kontinuierliche hochran-
gige wissenschaftliche Beratung und oh-
ne ein zentrales und flexibles Steuerungs-
instrumentarium da. Und das in einer

Zeit, in der die Ab- und Auswanderung
qualifizierter Kräfte wächst, die Zuwan-
derung solcher Kräfte schrumpft, und
die Wirtschaft bei günstiger Auftragsla-
ge über zunehmende Behinderungen
durch Fachkräftemangel klagt.

Die Abnahme erwünschter Zuwande-
rungen wurde politisch noch forciert
durch eine weitere Fehlentscheidung.
Ihr besonderes Gewicht resultierte aus
dem Zusammenwirken von drei kleinen
Stellschrauben, die aus Angst vor Zuwan-
derung sogleich restriktiv überdreht wur-
den: fest, fester, ab.

Die drei kleinlichen Schrauben stan-
den in der Tradition protektionistischer
Arbeitsmarktpolitik. Sie sollten also
dem Schutz des Arbeitsmarkts in
Deutschland vor unnötiger ausländi-

scher Konkurrenz dienen. Sie wirkten
aber, wie seinerzeit von Sachkennern
warnend vorausgesagt, allesamt zum
Konkurrenznachteil im Kampf um die
besten Köpfe, in dem Deutschland ohne-
hin bereits weit abgeschlagen ist. Die
Warnung wurde aber wieder einmal
nicht geglaubt.

Stellschraube 1: Zuwanderungswilli-
ge ausländische Unternehmer bezie-
hungsweise Existenzgründer wurden ab-
geschreckt durch die Auflage, mindes-
tens eine Million Euro zu investieren und
mindestens zehn Arbeitsplätze schaffen
zu müssen – inzwischen zögerlich herun-
tergebessert auf die Hälfte, und immer
noch zu hoch.

Stellschraube 2: Ausländische Hoch-
qualifizierte bekamen eine Arbeitser-
laubnis nur, wenn der Arbeitgeber ihnen
ein jährliches Brutto-Einstiegsgehalt
von mindestens 85 500 Euro bot – eine Re-
gelung, die trotz scharfer Proteste von Ar-
beitgeberverbänden, aber auch von Ge-
werkschaften und eines entsprechenden
Mehrheitsbeschlusses im Bundesrat vom
Mai 2007 noch immer nicht korrigiert ist.

Stellschraube 3: Das Verbleiben von in
Deutschland höchstqualifiziert ausgebil-
deten Ausländern, in der Regel Absolven-
ten deutscher Hochschulen, wurde im Zu-
wanderungsgesetz zwar grundsätzlich er-
möglicht, aber zugleich praktisch er-
schwert: durch die zeitliche Begrenzung

ihrer Arbeitssuche auf ein Jahr, durch
vorgeschriebene Mindesteinkommen so-
wie berufliche Einschränkung auf die
mit dem Examen nachgewiesene speziel-
le Qualifikation – auch bei dieser Rege-
lung wurde nicht nachgebessert, zumal
es hier keine organisierte Interessenver-
tretung gibt.

Es wäre endlich an der Zeit für einen
zuwanderungspolitischen Befreiungs-
schlag, mit dem man die Möglichkeiten
freier Zuwanderung von Menschen, die
hier bleiben wollen, entschieden erwei-
tert. Dringend überfällig ist ein Punkte-
system oder ein seinen Funktionen nahe-
kommendes, noch flexibleres Steuerungs-
system – am besten die Kombination
eines kriteriengestützten Punktesystems
(wie es die Süssmuth-Kommission 2001
vorgeschlagen hatte) mit einer ar-
beitsmarktorientierten Engpassdiagno-

se (wie sie der Zuwanderungsrat 2004 an-
geregt hatte).

Dass die Versenkung dieser Vorschlä-
ge keine gute Idee war, hat nun offenbar
auch die Politik registriert: Die Antwort
der Bundesregierung auf die Große An-
frage der FDP-Fraktion zu den „Konse-
quenzen der Auswanderung Hochqualifi-
zierter aus Deutschland“ vom 8. Mai
2007 zeigte nicht nur einen bedrücken-
den Informationsmangel über Aus- und
Abwanderungsfragen, der auch auf die
Verweigerung der hier dringend nötigen
Forschungsfinanzierung zurückzufüh-
ren ist. Sie signalisierte auch eine stille,
seither diskret fortschreitende Wiederan-
näherung an das einst wieder gestriche-
ne Punktesystem sowie – unausgespro-
chen – auch an seine nachgeborene klei-
ne Schwester, jene arbeitsmarktpoliti-
sche Engpassdiagnose, deretwegen der
Zuwanderungsrat 2004 mit einer popu-
listisch-denunziatorischen Kampagne
überzogen worden war.

Tröstlich ist bei alledem, dass die de-
fensive Erkenntnisverweigerung früher
bis zu einem Vierteljahrhundert lang an-
hielt, heute immerhin nur noch rund drei
Jahre – von 2004 bis 2007 – anzudauern
scheint. Das gibt Anlass zu der Hoff-
nung, dass sich in Sachen Zuwanderung
und Integration der Zeitraum zwischen
wissenschaftlich fundiertem Rat und des-
sen politischer Akzeptanz in Zukunft
noch weiter verkürzen könnte.
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Rat gesucht,
Rat verworfen
Wie soll Zuwanderung funktionieren, damit sie dem Land nützt?
Erfahrungen eines Wissenschaftlers mit der Politik

Von Klaus Bade

Klaus Bade, ei-
ner der führen-
den deutschen
Zuwanderungs-
forscher, lehrte
bis Ende Juni
Neueste Ge-
schichte an der
Uni Osnabrück.
Der Text basiert
auf seiner Ab-
schiedsvorle-
sung. Foto: oh
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